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Bekenntnis zu einem starken Öffentlichen Dienst

Wir fordern die Verantwortlichen in Bund, Land und Kommunen, insbesondere die SPD-Vertreter

in Bundes- und die Landesregierungen sowie in den kommunalen Verwaltungen auf, massiv in die

finanzielle und personelle Ausstattung des öffentlichen Dienstes zu investieren.

Die SPD-Vertreter*innenhabenbeiTarifverhandlungen imÖffentlichenDienst darauf hinzuwirken, dass

die Attraktivität des Öffentlichen Dienstes erheblich gesteigert wird. Daher müssen insbesondere in

Sachen Entgelt, Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen massive Verbesserungen erzielt werden, um das

bestehende Personal zu halten und neues zu gewinnen und so die Zukunftsfähigkeit der öffentlichen

Hand, die Handlungsfähigkeit es Staats und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands aufrechterhalten

zu können.

Die Transformation der Wirtschaft, die Modernisierung der Infrastrukturen, der Abbau von Bürokratie,

die Daseinsvorsorge und moderne und gerechte Verwaltungen brauchen einen handlungsfähigen öf-

fentlichen Dienst. Um dies sicherzustellen, bedarf es dringend notwendiger Investitionen. Die großen

Herausforderungen an das Personal müssen sich in Form von Entlastung sowie angemessenen Entgelt

und Arbeitsbedingungen niederschlagen.

Deshalb müssen die SPD-Vertreter*innen der öffentlichen Arbeitgeber in den Tarifverhandlungen be-

reits zu Verhandlungsbeginn einen fachlich angemessenen und konsensfähigen Vorschlag in die Ver-

handlungen einbringen, anstatt zunächst ihre Beschäftigtenmit leeren Händen zu brüskieren. Die SPD-

Vertreter*innen der öffentlichen Arbeitgeber haben in den Verhandlungen konstruktiv darauf hinzu-

wirken, dass ein tragfähiger und wertschätzender Konsens mit der Arbeitnehmendenseite zustande

kommt, der eine zukunftsfähige Antwort auf Überlastung und Personalnot und eine Bekenntnis für ei-

nen handlungsfähigen Öffentlichen Dienst gibt.

Die Verantwortlichen in Kommunen, Ländern und im Bund haben darüber hinaus gesetzgeberisch und

durch Verwaltungshandeln dafür Sorge zu tragen, dass der öffentliche Dienst eine Vorreiterrolle, was

Attraktivität, Entgelt, Arbeitszeit, Arbeitsorganisation und Arbeitsbedingungen angeht, einnimmt. Das

gilt ebenso für Weiterbildung und Aufstiegsmöglichkeiten. Angesichts der vielfältigen Zukunftsaufga-

ben brauchen die Kolleg*innen außerdem personelle Verstärkung.

Hierfür müssen auch die finanziellen Voraussetzungen geschaffen werden. Daher müssen Bund und

Länder die Kommunen finanziell auch so ausstatten, dass diese die auf sie zukommenden Herausforde-

rungen und steigenden Personalkosten auch stemmen können.
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Alle staatlichen Ebenen sind gefordert, eine gesellschaftliche Debatte über die Zukunft des öffentlichen

Dienstes zu eröffnen. Es darf nicht hingenommen werden, diesen als Last für Wirtschaft und Gesell-

schaft abzuqualifizieren. Der Öffentliche Dienst ist das Fundament unseres Staates.
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